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In Sachen

Verkündet . Klägerin und Revisionsklägerin,
am 16° Dezember 1959

gegen

in...... oooooooooooooooooooo neo-no.. ...... oonoobooobß

Beklagten und Revisionsbeklagteng

hat der 90 Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 16° Dezember 1959, an der

mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr° w e i B
als Vorsitzender,

Bundesrichter Dr„ R ü c k e r t

und Bundesrichter Dr° S c h w a n k h a r t
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter Dr. R o e c k n e r

und Bundessozialrichter R ö b e r
als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkanntz

Das Urteil des Landessozialgerichts Schleswig vom

7° November 1956 wird aufgehoben° Die Berufung des
Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts

Schleswig vom 20. Juni 1956 wird zurückgewiesen„

Der Beklagte hat der Klägerin die außergerichtli—

chen Kosten des zweiten und dritten Rechtszuges

zu erstatten„
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Der Ehemann der 1900 geborenen Klägerin hat von
Herbst 1939 bis Oktober 1942 Wehrdienst geleistet. 1943 wurde
bei ihm Bronchialasthma als Schädigungsfolge im Sinne der Ver—
schlimmerung nach dem Wehrmachtsfürsorge— und Versorgungsgesetz

.(WFVG) anerkannt. Er ist am 21. Oktober 1946 an Asthma bronchiale,

Herzschwäche und Lungenödem im Krankenhaus Eckernförde gestorben°
Aus der Ehe ist der am 7. Oktober 1936 geborene Sohn Adolf her—

vorgegangen.

Die Landesversicherungsanstalt (LVA.) als Versorgungsbehörde
lehnte mit Bescheid vom 18. August 1948 Witwenrente nach der

Sozialversicherungsdirektive (BVD) Nr. 27 ab, weil keine der
in Nr. 7 der BVD Nr. 27 aufgezählten subjektiven Anspruchsvor—

aussetzungen (Gébrechlichkeit, Vollendung des 60. Lebensjahres.

Kinder bestimmten Alters) gegeben seien. Mit weiterem Bescheid

vom 18. August 1948 erkannte die LVA\ für den Sohn Adolf Waisen—

rente an und zahlte sie laufend. Beide Bescheide blieben unan—

gefochten.

Im Juli 1950 beantragte die Klägerin Witwenrente nach dem Über-

brückungsgesetz und im Mai 1951 Ausgleichsrente nach dem Bundes—

versorgungsgesetz (BVG). Das Versorgungsamt (VersorgA.) zog die
Krankengeschichte des Krankenhauses Eckernförde bei, holte ein

ärztliches Gutachten ein und prüfte, ob der Tod des Ehemannes

Schädigungsfolge sei. Mit Benachrichtigung vom20° Januar 1952

wurde eine laufende Abschlagszahlung für die Klägerin und die

Weise festgesetzt. Mit Bescheid vom 4. Oktober 1954 lehnte das

VersorgA. die Witwenrente ab, weil der Tod nicht Schädigungs—

folge sei. Der Waisenrentenanspruch wurde mit Bescheid vom

gleichen Tage "aus formalrechtlichen Gründen (@ 85 BVG)" aner—
kannt.

Das Landesversorgungsamt (LVersorgA.) wies den Widerspruch der

Klägerin mit der Begründung zurück, die Rechtsverbindlichkeit

früherer Entscheidungen nach 5 85 BVG beziehe sich nur auf den
Anspruchsberechtigten selbst und nicht auch auf die Hinter-

bliebenen. Das Sozialgericht (SG.) Schleswig verurteilte den
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Beklagten zur Gewährung von Witwenrente ab 1. Oktober 1950,

weil die frühere Entscheidung über das für alle Versorgungs—

ansprüche gemeinsame Tatbestandsmerkmal des ursächlichen

Zusammenhangs ein für alle Mal verbindlich sei°

Das Landessozialgericht (LSG.) Schleswig—Holstein hob auk

die Berufung des Beklagten mit Urteil vom 7„ November 1956

das Urteil des SG. auf und wies die Klage ab° Es führte aus:

Eine rechtskräftig gewordene Entscheidung über den ursäcpli—

chen Zusammenhang einer Gesundheitsstörung mit einem schä—

digenden Vorgang im Sinne des 5 1 BVG sei nach 5 85 Satz 1
BVG nur für die Parteien des jeweiligen Verfahrens bindend„

Zu Gunsten des Versorgungsberechtigten solle im Fall deä

@ 85 Satz 1 BVG die erneute Nachprüfung des Ursachenzusam-

menhangs unterbleiben, wenn nach den bisherigen versorgungs—

rechtlichen Vorschriften eine Entscheidung darüber bereüts

ergangen sei° Auch für die Bindung an die Entscheidung über

den Kausalzusammenhang gelte der allgemeine prozeßrechtli-

che Grundsatz, wonach eine Entscheidung nur die Jeweiliren

Prozeßparteien binde. Daher sei im

Witwenrentenverfahreä

erneut zu prüfen, ob die Voraussetzungen einer Witwenrente

gegeben seien, wenn auch im Verfahren über die Waisenrente

der Ursachenzusammenhang anerkannt wurde° Nach dem Kranken—

blatt des Krankenhauses Eckernförde sei eine Verschlimmé—

rung des anlagebedingten Leidens erst mehrere Jahre nach

dem Wehrdienst eingetreten„ Bei Anerkennung eines Leideqs

nur im Sinne der Verschlimmerung werde nur die Nachprüfung

verhindert, ob die Verschlimmerung zu Recht anerkannt wor-

den sei, nicht jedoch, ob die Verschlimmerung so geartet

war, daß sie dem Krankheitsverlauf eine entscheidende neue,

ungünstige Wendung gegeben habe°

Mit der zugelassenen Revision beantragt die Klägerin, unter

Aufhebung des Urteils des LSG. Schleswig vom 7‚ Novembe■

1956 die Berufung gegen das Urteil des SG„ Schleswig vom

200 Juni 1956 zurückzuweisen und den Beklagten zu verurtei—

len, der Klägerin die außergerichtlichen Kosten des Verfah—

rens zu erstatten. Die Klägerin rügt Verletzung materiellen
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Rechts, Wenn der Ursachenzusammenhang nach den bei Inkraft—

‚treten des BVG geltenden Versorgungsrechtlichen Bestimmun—

gen bejaht worden sei, müsse @ 85 BVG für alle Hinterblie—

benen Platz greifen. Die Witwenrente sei 1948 nicht abge—
lehnt worden, weil der Tod des Ehemannes nicht als Schädi—

gungsfolge angesehen worden sei, sondern wegen Fehlens der

persönlichen Anspruchsvoraussetzungen der Klägerin° Des—

halb sei anzunehmen, daß der Beklagte den ursächlichen

Zusammenhang bejaht habe. Es sei der Klägerin auch anheim—

gestellt worden, einen neuen Antrag auf Hinterbliebenenrente

zu stellen, wenn die Voraussetzungen erfüllt seien. % 85 BVG

treffe daher zu„ > '

Der Beklagte hat Zurückweisung der Revision beantragt°

‚Die Revision ist form- und fristgerecht eingelegt und begrün-

det worden (55 16%, 166 Sozialgerichtsgesetz —SGG—)°Sie ist

infolge-Zulassung statthaft (@ 162 Abs° l Nr° 1 SGG) und
daher zulässig° Sie ist sachlich begründet°

Nach 5 85 Satz 1 BVG ist eine neue selbständige Prüfung und
Entscheidung über den ursächlichen Zusammenhang ausgeschlos—

sen, soweit nach bisherigen versorgungsrechtlichen Vorschrif-

ten über den ursächlichen Zusammenhang einer Gesundheitsstö—

rung mit einem schädigenden Vorgang im Sinne des 5 1 BVG

entschieden worden ist° In solchen Fällen ist die bisherige

Entscheidung auch nach dem BVG rechtsverbindlich (@ 85

Satz 1 BVG)„ Diese Vorschrift betrifft nach ihrem Wortlaut

zwar nur Entscheidungen über die Versorgung eines Beschädig—

ten; sie ist jedoch auch anwendbar, wenn in einem Verfahren

wegen Hinterbliebenenversorgung nach bisherigen versorgungs-

rechtlichen Vorschriften über den ursächlichen Zusammenhang

des Todes mit einem sqhädigenden Vorgang entschieden worden

ist (BSG° 8 5° 16; SozR° BVG @85 Bl„ Ca 6 Nr° 10)°

Die Vorschrift des 5 85 Satz 1 BVG will in der positiven

und negativen Feststellung des Ursachenzusammenhangs eine

gewisse Kontinuität erreichen (BSG, 4 S; 116 £I297)„ Die

Verbindlichkeit der früheren Entscheidung setzt aber voraus,
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daß die Entscheidung selbst verfahrensrechtlich bindend!

geworden ist (BSG° 4 8° 116)° Die frühere Entscheidung {in—

dert dann eine abweichende Beurteilung des ursächlichenf

Zusammenhangs in einem späteren Verfahren° @ 85 Satz 1 BVG

ist eine Ausnahme von dem Grundsatz, daß alle Vorausseti
n-

gen eines Anspruchs nach dem BVG neu, selbständig und unab—

hängig vom früheren Verfahren zu prüfen sind (s° auch Urt„

des erkennenden Senats in BSG° 5 8° 54 Ä397'und vom 19„9.

1958_ 9 RV168/55- in BVB1.1959ys.46)„

Nach diesen Grundsätzen ist zu entscheiden, ob den Beschei—

den vom 18° August 1948 die in @ 85 Satz 1 BVG vorgesch■ie-
bene bindende Wirkung zukommt° Hierbei ist wesentlich, ob

in diesen Bescheiden über den ursächlichen Zusammenhang

zwischen dem Tod des Ehemannes der Klägerin und einer Sdhä—

digung im Sinne des BVG entschieden worden sowie in welchem

Umfang diese Feststellung für die Entscheidung nach dem BVG

rechtsverbindlich ist°

Die Bescheide vom 18„ August 1948 über die Gewährung von
Waisenrente und über die Ablehnung von Witwenrente sind\

getrennt zu beurteilen° Im Verfahren wegen Witwenrente @nd

im Verfahren wegen Waisenrente handelt es sich um materiell-

rechtlich verschiedene Ansprüche verschiedener Berechtigtero

Dem steht nicht entgegen, daß die Klägerin als gesetzliche

Vertreterin der Waise auftrat und mit ihren Erklärungen zur

Witwenrente auch die für die Weise zur Waisenrente abgab

und sonstige Verfahrenshandlungen gleichzeitig für sichgund

die Waise vornahm; denn diese Doppelstellung beruht darauf,

daß sich auch im Verfahren nach der Reichsversicherungsord—

nung (RVG) die Prozeßfähigkeit einer Person — abgesehen‘von

der hier nicht in Frage kommenden Ausnahme des @ 1546 Absol

Satz 2 EVO — nach deren Geschäftsfähigkeit richtet (vgl°

AN° 04 S„ 415 Nr° 1125 für das Invalidenversicherungsven-

fahren mit Hinweis auf die Unfallversicherung, ferner
M■t-

glieder—Komm., Bd. I Anm. 5 e zu 5 1583 RVG)°

_
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Die Bescheide vom 18. August 1948 richten sich
an verschie—

dene leistungsbegehrende Personen und entschieden materiell—

rechtlich über getrennte und selbständige Versorgungsansprü—

che. In SVD Nr. 27 Nr. 1 ist zwar ausgesprochen. daß die

Leistungen der gesetzlichen Unfallversicherung an Kriegs—
beschädigte und an Hinterbliebene gewährt werden. Auch bei

der Aufzählung der anspruchsberechtigten Personen in SVD

Nr. 27 Nr. 4 sind die Hinterbliebenen allgemein genannt.
In SVD Nr. 27 Nr. 7 sind die einzelnen Änderungen hinsicht-
lich der Rente für Witwen und Witwer, Waisen und Verwandte

der aufsteigenden Linie gegenüber der gesetzlichen Unfall—

versicherung aufgeführt. Trotz der zusammenfassenden.Erweite—

rung in SVD Nr. 27 Nr. 1 und Nr. 4 stehen aber die Hinter»
bliebenen in Bezug auf Hinterbliebenenrente in keiner

Rechtsbeziehung zueinander, wegen derer etwa ein Réntenan—

spruch nur für alle Hinterbliebenen einheitlich festge—

stellt werden könnte (vgl. @ 62 ZPO, der nach der Rechtspr.

auch auf dem Gebiet der RVO galt, AN. 15 S. 529 Nr. 2807).

Eine rechtliche Gemeinschaft der Hinterbliebenen ist weder

im Gesetz festgelegt noch ergibt sie sich notwendig aus

den Ansprüchen und der Stellung der Hinterbliebenen zuein-

ander. Die verschiedenen Hinterbliebenenrenten können den

Hinterbliebenen auch nicht gemeinschaftlich zustehen (vgl.

55 420, 741 BGB), denn die Voraussetzungen für ihre Ent—
stehung sind verschieden; z.B. für die Witwen— und Witwer—

rente die beim Tod des Besohädigten bestehende Ehe, für

die Eltern— und Waisenrente die Abstammung, für die Elternr.„.

rente die Ernährereigenschaft usf. Nur der ursächliche Zu-

sammenhang zwischen Tod und Wehrdiensteinwirkung ist allen

diesen Ansprüchen auf Hinterbliebenenrenten als Vorausset—

zung gemeinsam. Dieses eine übereinstimmende Tatbestands-

merkmal genügt aber nicht, um eine rechtliche Gemeinschaft

zwischen den verschiedenen Hinterbliebenen zu schaffen.

Der Rentenanspruch der einzelnen Hinterbliebenen entsteht

vielmehr — abgesehen von der Anmeldung - für jede Person

gesondert und zwar erst dann, wenn alle materiell-rechtli—

chen Versorgungsvoraussetzungen in dieser Person erfüllt

..7—
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sind, Deshalb ist auch bei einer Überzahlung die Aufrechnung

des einen Rentenanspruchs mit der Rückforderung aus dem Ben-

tenanspruch eines anderen Hinterbliebenen nicht
zulässig}

(5 587 BGB) Somit besteht zwischen Witwe und Waise keine
Rechtsbeziehung dergestalt, daß die nach bisherigen verspr—
gungsrechtlichen Vorschriften ergangene Entscheidung über

den Ursachenzusammenhang im Fall der Waise eine anderslau—
tende Entscheidung der gleichen Frage nach dem BVG im

Fail

der Witwe ausschließen würde, und umgekehrt‚der Bescheid

über die Waisenrente nach der SVD Nr° 27 kann daher kein

bindende Wirkung für die Entscheidung über die
Witwenrenie

nach dem BVG äußern° Für diese Entscheidung kann nur
bindend

.sein‚ soweit in einem Verfahren über die Witwenrente selbst

nach der SVD Nr° 27 —der bisherigen versorgungsrechtliohen

Vorschrift - über den Ursachenzusammenhang zwischen Wehrdienst—

schädigung und Tod entschieden ist° ;

In dem Bescheid über die Ablehnung von Witwenrente nach der

SVD Nr° 27 ist über den ursächlichen Zusammenhang zwischen

einer Schädigung und dem Tod des Ehemannes in der Entschei—

dungsformel nicht entschieden. Der ursächliche Zusammenhang

zwischen Tod und Wehrdienst ist in dem Bescheid bei der Auf-

zählung der gesetzlichen Tatbestandsmerkmale erwähnt, von

deren Vorliegen der Anspruch auf Witwenrente abhängto Bezüg—

lich der Anwendung dieser Vorschriften auf den vorliegenden

Fall iSt nur gesagt, daß die Klägerin die Voraussetzungen

für den Bezug der Witwenrente nicht erfülle und deshalb kei-

nen Anspruch auf Witwenrente habe° Aus dem W0rtlaut des Vor—

drucks ist indessen schlüssig zu entnehmen, daß die Rente der

Klägerin nur deshalb nicht gewährt wurde, weil sie weder er-

werbsunfähig noch 60 Jahre alt war, noch ein Kind unter 5 Jah—

ren, noch 2 Kinder unter 8 Jahren betreuteq Die Ablehnung

der Witwenrente ist ausschließlich auf das Fehlen der per—

sönlichen (subjektiven) Voraussetzungen auf Seiten der Klä—

gerin abgestellt. Bei dieser Sachlage kommt es darauf an} ob

eine Entscheidung über den ursächlichen Zusammenhang zwiSchen

Schädigung und Tod des Ehemannes aus dem übrigen Bescheidin—

halt zu entnehmen ist°
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Wie der 5, Senat mit Urteil vom 29° April 1958 (SozR° SGG
$ 5A Bl. Da lO-Nr„ 39) in Übereinstimmung mit der Auffas—

sung des erkennenden Senats entschieden hat, war der Ver-
Waltungsakt seinem Wesen nach auch vor dem lo Januar 195Ä

(Inkrafttreten des SGG) kein Urteil° Sein Inhalt ist daher

nicht allein aus der Entscheidungsformel abzuleiten, die

einen Einzelfall auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts
regeln will" Der Verwaltungsakt erhält vielmehr sein Geprä—

ge durch das Ziel, das in der Neugestaltung eines öffentlich-

rechtlichen Sachverhalts bestehto Er ist entsprechend dem

Rechtsgedanken des 5 153 BGB auszulegen° Dabei ist sein
Inhalt aus den gesamten Umständen der getroffenen Regelung

unter besonderer Berücksichtigung der von der Verwaltungs—

behörde gegebenen Begründung festzustellen° Im gleichen

Sinne hat auch der 8° Senat des Bundessozialgerichts in

BSG° 6 S. 288 ausgesprochen, daß der bescheidmäßige Aus—

Spru0h nicht für sich allein bindend Wirkt, sondern "durch
.den ihn tragenden Sachverhalt erläutert" bindende Wirkung

erhält, so daß "die Feststellungen, die den Ausspruch tra—

gen, an der bindenden Wirkung teilnehmen"° Diese Auslegung

des Bescheids aus seinen Gründen muß insbesondere bei ableh—

nenden Besoheiden gelten° Bei diesen kann der Grund der

Ablehnung nicht aus dem Ausspruch selbst, sondern nur aus

der Begründung entnommen werden; nur diese gibt darüber

Aufschluß, welche Anspruchsvoraussetzungen die Verwaltungs-

behörde bejaht und welche sie verneint hat°

Die Berücksichtigung aller Teile des Bescheides bei seiner

Auslegung ergibt, daß die Versörgungsbehörde hier über den

ursächlichen Zusammenhang im bejahenden Sinne entschieden

hat° Der Hinweis im Bescheid, es werde der Klägerin anheim-

gegeben, einen Antrag zu stellen, wenn sie die persönlichen

Voraussetzungen für die Gewährung einer Witwenrente erfülle,

kann nur so verstanden werden, daß der Antrag auf Witwen—

rente Eur_geit unbegründet sei, daß aber Witwenrente dann
gewährt werden könne, wenn die aufgezählten und jetzt noch

nicht erfüllten Voraussetzungen in der Person der Klägerin

(Erwerbsunfähigkeit, Alter, Kinderbetreuung) gegeben seien„

...9—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Eine erneute Prüfung konnte sinnvoll nur in Aussicht gestellt

_9_

werden, wenn die Versorgungsbehörde den Tod des Ehemannes als

Folge des Wehrdienstes (SVD 27 Nr° & Buchst° a) und b) ) unter—
stellte° Der Hinweis auf eine neue Antragstellung im Bes heid

erlaubt daher den sicheren Schluß, daß die Verwaltungsbehörde

den ursächlichen Zusammenhang zwischen Schädigung und T0 des
Ehemannes bejaht hat. Hinzu kommen zwei dem Erlaß

desWüjlnra■ßn—

bescheidsazunächstliegende Vorgänge, die gleichfalls eindeu—

tig erkennen lassen, daß die Verwaltungsbehörde den Tod
des

Ehemannes der Klägerin als Schädigungsfolge anerkennen wollte°

Der innerdienstliche Vermerk in den Akten der Versorgungsbe-

hörde vom 20„ August 1948, wonach der Tod des Ehemannes der

Klägerin als Folge einer Gesundheitsschädigung im Sinne der

Nr, 4 der SVD Nro 27 anerkannt wird,und der positive Bescheid

vom 18„ August 19#8 über Waisenrente beweisen, daß die Verwal—

tungsbehörde auch im Witwenrentenbescheid vom gleichen Tage

erklären wollte, daß sie bejahe den ursächlichen Zusamme hang

entsprechend der gutachtlichen Äußerung des

Versorgungsaiztes°

Nur bei Bejahung dieser Frage war die Gewährung der Waisen-

rente überhaupt möglich° Durch Heranziehen dieser Umstände

im Zusammenhalt mit den im Bescheid selbst enthaltenen Erklä-

rungen ist der Bescheid über die Witwenrente entsprechend

dem erkennbaren Willen der Versorgungsbehörde zu ergänze

und auszulegen° Danach hat die Versorgungsbehörde den

Tel

als Schädigungsfolge anerkannt° Dieser Ausspruch hat gemäß

5 85 Satz 1 BVG Bindungswirkung für die Entscheidung nach

demBVG„ *

Bei dieser Sachlage brauchte der Senat nicht mehr zu
prüfen,

ob die Versorgungsbehörde etwa auch in der Benachrichtigung

vom 50„ Januar 1952 durch Gewährung einer laufenden Abschlags—

zahlung für die Klägerin "bis zur endgültigen Festsetzun

ihrer Versorgungsbezüge" den ursächlichen Zusammenhang des

Todes mit einer Schädigung entsprechend 5 1587 RVO dem Grunde

nach anerkannt hat und daran bei Erlaß des Bescheides voh

4„ Oktober 1954 gebunden war.
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Die an die positive Beurteilung des ursächlichen Zusammen-

hangs von Tod und Wehrdienst gebundene Vérsorgungsbehörde

durfte bei der Entscheidung über die Witwenrente nach dem

BVG den ursächlichen Zusammenhang nicht abweichend beur—

teilen. Der ablehnende Bescheid vom 4‚ Oktober 1954 ver-

letzt daher das Gesetz (% 85 Satz 1 BVG)° Dies hat das LSG°

verkannt° ‘

Das Urteil des LSG‚ war somit aufzuheben° Da die Entschei-

dung des LSG. nur auf einem Rechtsirrtum bei Anwendung des

@ 85 Satz 1 BVG beruht und die tatsächlichen Feststellungen

des LSG‚ genügen, konnte der Senat in der Sache selbst ent—

scheiden (ä 170 Abs° 1 Satz 1 SGG)° Das Urteil des SG° ist
im Ergebnis zutreffend° Die Berufung des Beklagten gegen das

Urteil des SG. Schleswig vom 20° Juni 1956 war daher als

unbegründet zurückzuweisen°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

